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10 Volksbegehren mit höchster Beteiligung
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Jahr Thema Unterschriften Beteiligung

Offene Fragen der Direktdemokratie

Warum gibt es in Öster-
reich so wenig direkte

Demokratie? Am Anfang der
Zweiten Republik hatten wir
Wähler, die sieben Jahre
lang der Nazi-Propaganda
ausgesetzt waren. Von
gleichgeschalteten Medien
bis hin zu Lehrern, die zu
99 Prozent NSDAP-Mit-
glieder waren. Insgesamt
gab es rund 700.000 Ex-Na-
tionalsozialisten.
Bei so einem Volk hielt
man Volksabstimmungen
für keine so gute Idee.

Ist das heute anders?Na-
türlich ja. Die damalige

Skepsis ist nicht mehr zeit-
gemäß. Hingegen erleben
wir eine tiefgehende Politi-
ker- und Parteienverdros-
senheit. Also ist es nahelie-
gend, auch die politischen
Entscheidungsprozesse zu
modernisieren.
Die türkis-blaue Gret-
chenfrage: Geben die Regie-
rungsparteien dafür ehrlich
einen Teil ihrer Macht ab?
Es darf kein Feigenblatt-
Modell mit Befragungen,
die der ÖVP/FPÖ-Parla-
mentsmehrheit in den Kram
passen, herauskommen.

Was ist der aktuelle
Stand? Gemäß unserer

Verfassung kann das Parla-
ment den Inhalt erfolgrei-
cher Volksbegehren (dafür
braucht es 100.000 Unter-
schriften, das sind lediglich
1,5 Prozent aller Wahlbe-
rechtigten) nach Gutdünken
entweder zum Gesetz ma-
chen oder schubladisieren.
Zudem gibt es Volksbefra-
gungen, deren Ergebnis
nicht rechtsverbindlich ist –
vulgo für die Würste sein

kann. Und das ist sicherlich
nicht befriedigend.

Was soll daher reformiert
werden? Sebastian Kurz

und Heinz-Christian Stra-
che scheinen sich einig zu
sein, dass in Zukunft ab
einer bestimmten Unter-
schriftenzahl der Staatsbür-
ger Volksabstimmungen
verpflichtend werden.
Ob das auf allen Ebenen –

Gemeinde, Land und Bund
– oder nur auf Bundesebene
gelten soll, ist noch weniger
klar. Generell stecken die
Tücken imDetail.

Was soll die Hürde für
Unterschriftensammler

sein? Ist die verlangte Zahl
von Unterstützern zu nied-
rig, bietet man jeder Klein-
gruppe von Selbstdarstellern
eine Abstimmungsbühne. Ist
sie zu hoch, so sind Parteien
mit ihrer Organisationskraft
bevorzugt. Die Zivilgesell-
schaft bleibt auf der Strecke.
Man könnte anstatt von
Fixwerten als Minimum
einen Prozentsatz festlegen,
der sich auf die Zahl tatsäch-
licher Wähler der letzten
Wahl bezieht. Dadurch kön-
nen indirekt die jeweilige
Wahlbeteiligung und regio-
nale Unterschiede berück-
sichtigt werden.

An welche Formalismen
ist bei Volksbegehren die

Leistung von Unterschriften
gebunden? Jetzt müssen wir
dafür zu bestimmten Uhr-
zeiten – mit Reisepässen be-
waffnet – auf ein Amt pil-
gern. Trotz des hohen Auf-
wands am fairsten wäre al-
lerdings die Kombination
mehrerer Unterzeichnungs-
möglichkeiten.
So könnte man zusätzlich
per Post seine Zustimmung

AmAnfang der 2. Republik hielt manVolksabstimmungen für
keine so gute Idee, denn dieWähler waren zuvor sieben Jahre
lang der Nazi-Propaganda (im Bild Joseph Goebbels, Leni
Riefenstahl undAdolf Hitler) ausgesetzt gewesen.

absenden oder sich im Inter-
net eintragen.

Soll es für Volksabstim-
mungen eine Mindestbe-

teiligung geben, damit das
Ergebnis gilt? Jeder von uns
hat das Recht, keine Stimme
abzugeben. Doch steht eine
Entscheidung durch das
Volk auf wackligen Beinen,
wenn 90 von 100 Österrei-
chern nichtmitmachen.
Umgekehrt sollen politi-

sche Akteure oder Medien
sicher nicht das Ziel verfol-
gen dürfen, durch Tot-
schweigen des Themas die
Beteiligungsraten zu senken
und dadurch jedwedes Re-
sultat ungültig zumachen.

Genügt es zu glauben,
dass die einfache Mehr-

heit immer recht hat? Das
wird schwierig, wenn es um
Minderheiten geht. Dazu
ein Beispiel: 80-Prozent-
Mehrheiten in den großen

Bundesländern Wien, Nie-
der- und Oberösterreich so-
wie in der Steiermark führen
automatisch zu einer Ge-
samtmehrheit. Auch wenn
in den fünf anderen Ländern
vom Burgenland bis nach
Vorarlberg 100 Prozent
gegenteiligerMeinung sind.
Die Schweizer lösen die-

ses Problem mit dem Prin-
zip der „doppelten“ Mehr-
heit. Es muss nicht bloß 50
Prozent und eine Stimme
für etwas geben, sondern das
hat gleichzeitig in mindes-
tens der Hälfte aller Kanto-
ne der Fall zu sein.

Soll man über alles ab-
stimmen? Es herrscht

bei den Parteien Einigkeit,
dass es zugunsten der Todes-
strafe oder Folter keine
Volksbegehren geben darf.
Menschenrechte kann man
nicht mittels Volksentscheid
nach Lust und Laune aufhe-
ben. Noch unsinniger ist der

Gedanke, dass über die Ein-
führung der Diktatur demo-
kratisch entschieden wird.
Heikel wird es bei interna-
tionalen Verträgen. Abstim-
mungen gelten da als er-
wünscht, nur sollte nicht im
Halbjahres-Rhythmus ein
immer wechselndes Ergeb-
nis herauskommen.

Werden sich bei Volks-
abstimmungen wirklich

viele Österreicher beteiligen?
Eher nein. Ausgerechnet
beim oft zitierten schweize-
rischen Vorbild sind es im
Durchschnitt nur schlappe
42 Prozent. Hinzu kommt
noch, dass es ein Ungleich-
gewicht der Beteiligung
nach dem formalen Bil-
dungsgrad und der Höhe des
Einkommens gibt.
Mehr Direktdemokratie
macht Sinn, aber nur in klu-
ger Verknüpfung mit sehr
viel politischer Bildungs-
und Informationsarbeit.

Direkte Demokratie
darf keine Feigenblatt-
Befragung sein, die der
Parlamentsmehrheit
in den Kram passt.x

ÖVP und FPÖ werden gemeinsam regieren. Halten sich beide an ihre
Wahlversprechen, so müssen sie die direkte Demokratie stärken. So
weit, so gut. „Wir lassen dasVolk entscheiden!“, das klingt populär.
Oder populistisch. Es kommt nämlich darauf an, wie man es macht.
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